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Vertragsarzt, Mieter, Arbeitgeber - die meisten Dermatologen haben im Rahmen ihrer Tätigkeit Berührungspunkte mit den verschiedensten rechtlichen Bereichen. In der Rubrik \"Alles was Recht ist\" stellt deshalb die Justiziarin des NAV-Virchow-Bundes und des Berufsverbandes der Deutschen Dermatologen, Rechtsanwältin Andrea Schannath, jeden Monat aktuelle Urteile sowie Änderungen der GOÄ und im EBM dar.

**Noch Fragen?** {#Sec2}
----------------

Sie sind BVDD-Mitglied und haben eine Rechtsfrage von allgemeinem Interesse, die Sie hier in der Rubrik \"Alles was Recht ist\" beantwortet sehen wollen? Dann schreiben Sie eine E-Mail mit dem Betreff \"Alles was Recht ist\" an die Redaktion \"Der Deutsche Dermatologe\": w.hardt\@bvdd.de.

Wir werden von Ausgabe zu Ausgabe die eine oder andere Anfrage gerne aufgreifen.
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MÜNSTER - Begeht ein Arzt mehrere Steuerhinterziehungen mit einem Gesamtschaden von fast 155.000 Euro, rechtfertigt dies den Widerruf seiner Approbation. In einem solchen Handeln liegen schwerwiegende im Widerspruch zum Berufsbild eines Arztes stehende Straftaten. Das hat das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen entschieden.

Im Januar 2016 wurde die Approbation eines Arztes widerrufen. Der Arzt hatte von 2004 bis 2007 und von 2010 bis 2012 Einkommenssteuer in Höhe von insgesamt fast 155.000 Euro hinterzogen. Gegen den Arzt ergingen daher auch zwei Straf- befehle. Der Arzt klagte gegen den Widerruf der Approbation. Sein Fehlverhalten habe das unmittelbare Arzt-Patienten-Verhältnis nicht betroffen.

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf wies die Klage ab. Seiner Ansicht nach begründen die Steuerhinterziehungen ein schwerwiegendes Fehlverhalten des Klägers, welche mittelbar im Zusammenhang mit seinem Beruf stünden. Durch die gravie- renden Straftaten habe der Kläger das notwendige Vertrauen in seine Berufs- ausübung verloren. Ein Gewinnstreben um jeden Preis stehe im Widerspruch zum Berufsbild des Arztes. Der Kläger be- antragte Berufung.

Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen schloss sich den Ausführun- gen des Verwaltungsgerichts an und bestätigte dessen Entscheidung. Der Kläger sei zur Ausübung des ärztlichen Berufs unwür- dig. Zwar rechtfertige nicht jedes Steuer- vergehen die Annahme der Unwür- digkeit. Anders liege aber der Fall, wenn sich ein Arzt im eigenen finanziellen Interesse in erheblichem Maß über strafbare, im Interesse der Allgemeinheit bestehen- de Bestimmungen hinwegsetzt. Darin liege ein schwerwiegendes, beharrliches steuerliches Fehlerverhalten und ein rücksichtsloses Gewinnstreben.

*OVG NRW 3.2.2020*, *Az.13 A 296/19*
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BERLIN - Eine COVID-19-Erkrankung gilt nicht als Arbeitsunfall - als Berufskrankheit wird sie jedoch anerkannt, etwa wenn sich MFA, Pflegekräfte oder Ärzte in Ausübung ihrer Tätigkeit angesteckt haben. Das hat die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) mitgeteilt. Die Infektion stelle in Konsequenz der Pandemie-Erklärung der WHO \"eine Allgemeingefahr\" und deshalb keinen Arbeitsunfall dar. Ein D-Arzt-Verfahren sei infolgedessen bei einer SARS-CoV-2-Infektion nicht zu absolvieren.

Entscheidendes Kriterium für die Anerkennung als Arbeitsunfall sei die zweifelsfreie Nachvollziehbarkeit der Erkrankung, so eine Sprecherin der DGUV auf Nachfrage. Beispielsweise hätte man bei den allerersten COVID-19-Erkrankungen in Bayern, wie sie unter Mitarbeitern eines Autozulieferers auftraten, noch einen eindeutigen Zusammenhang zwischen beruflicher Tätigkeit und Infektion herstellen können. In diesen Fällen hätte es sich auch noch um einen Arbeitsunfall handeln können.

Inzwischen lasse sich jedoch eine derartige Kausalität nicht mehr erkennen. \"Es liegt dann kein Arbeitsunfall vor, wenn sich eine Gefahr verwirklicht, von der ein Versicherter zur selben Zeit und mit gleicher Schwere auch außerhalb seiner versicherten Tätigkeit betroffen gewesen wäre. Die Betroffenheit ergibt sich zufällig und unabhängig von der versicherten Tätigkeit\", so die DGVU. Gleichwohl sei die \"besondere Gefährdung für Gesundheitsberufe klar\", räumt die DGVU-Sprecherin ein. Für COVID-19 komme daher \"die Anerkennung als Berufskrankheit der Ziffer 3101 in Betracht\". Dies betrifft Versicherte, die im Gesundheitsdienst arbeiten, in der Wohlfahrtspflege, einem Labor oder solche, die \"durch eine andere Tätigkeit der Infek- tionsgefahr besonders ausgesetzt waren\".

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) versichert, dass sie in Rücksicht auf den Mangel an Schutzausrüstung von einer Regressprüfung bei den Unternehmen ihres Einzugsbereichs \"Abstand nehmen\" wolle. Das gelte für den Fall, dass \"aufgrund einer Notsituation\" ein COVID-Patient ohne ausreichende Schutzkleidung versorgt werden musste und der Versicherte dabei infiziert wurde.

*DGUV*
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BERLIN - Die Frist für den Nachweis der fachlichen Fortbildung wird um ein Quartal verlängert. Das gilt auch für Ärzte, die bereits mit Honorarkürzungen und Auflagen zum Nachholen der Fortbildungen innerhalb von zwei Jahren belegt wurden.

Vertragsärzte sind nach § 95d SGB V verpflichtet, innerhalb von fünf Jahren mindestens 250 Fortbildungspunkte bei ihrer jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung nachzuweisen. Wird der Fortbildungsnachweis nicht erbracht, drohen gesetzlich vorgesehene Sanktionen, beispielsweise Honorarkürzungen.

Derzeit fallen aufgrund der Corona- pandemie Fortbildungsveranstaltungen, Kongresse und Qualitätszirkelsitzungen aus. Fortbildungspunkte durch Präsenzveranstaltungen kontinuierlich zu sammeln, ist nicht möglich. Daher hat sich die KBV für eine Verlängerung der Nachweisfrist eingesetzt.

*KBV*
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CELLE - Die gesetzliche Krankenversicherung ist nicht zur Erstattung der Kosten einer Elektroepilation zur Entfernung der weißen und grauen Barthaare nach einer Geschlechtsangleichung verpflichtet, wenn diese Behandlung durch eine Kosmetikerin/Elektrologistin und nicht durch einen Facharzt vorgenommen wurde. Das hat das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen entschieden.

Im vorliegenden Fall beantragte die Klägerin nach ihrer Geschlechtsangleichung bei ihrer Krankenversicherung die Über- nahme der Kosten für die Entfernung der weißen und grauen Barthaare mittels einer Elektroepilation durch eine Kosmetikerin. Diese war als Elektrologistin ausgebildet. Die Krankenversicherung lehnte die Kostenübernahme ab, da eine Elektrologistin im Gegensatz zu einem Arzt nicht berechtigt sei, ihre Leistungen über die gesetzlichen Krankenkassen abzurechnen.

Da die Klägerin für die entsprechende Behandlung jedoch keinen Arzt fand, erhob sie Klage und bekam in erster Instanz auch vom zuständigen Sozialgericht Recht. Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG diese Entscheidung jedoch aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Nach Ansicht der Richter bestehe vorliegend kein Anspruch auf Kostenübernahme einer Elektroepilation durch einen nicht ärztlichen Leistungserbringer, da diese Behandlung dem Arztvorbehalt unterliege. Dabei spiele es auch keine Rolle, dass die Klägerin keinen Arzt gefunden hat.

*LSG Niedersachsen-Bremen*, *17.3.2020*, *Az. L 16 KR 462/19*
